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Vergütungssystem für die Mitglieder des Vorstands 

(Mai 2021) 

 

A. Grundzüge und Ziele des Vergütungssystems 

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversicherung 
AG ist auf eine nachhaltige und langfristige Unternehmensentwicklung ausgerichtet. Als stark 
wachsendes und in Europa führendes InsurTech-Unternehmen ist insoweit die erfolgreiche 
Fortsetzung des dynamischen Wachstums der letzten Jahre das wesentlichste Kriterium für 
die nachhaltige und langfristige Unternehmensentwicklung und die Geschäftsstrategie.  

Da die DFV Deutsche Familienversicherung AG ein Versicherungsunternehmen ist, berück-
sichtigt das Vergütungssystem über die aktienrechtlichen Vorgaben hinaus die weiteren, sich 
aus dem Versicherungsaufsichtsgesetz, der Richtlinie 2009/138/EG (Solvency-II-Richtlinie) so-
wie der Delegierten VO (EU) 2015/35 zur Ergänzung der Richtlinie 2009/138/EG ergebenden 
Vorgaben.  

Das Vergütungssystem zielt darauf ab, die Vorstandsmitglieder entsprechend ihres Aufga-
ben- und Verantwortungsbereichs, der Situation der DFV Deutsche Familienversicherung AG 
als ein stark wachsendes und im Aufbau befindliches Unternehmen sowie unter Beachtung 
der Üblichkeit der Vergütung angemessen und transparent zu vergüten. Das Vergütungssys-
tem soll die Festsetzung einer wettbewerbsfähigen Vergütung ermöglichen und so einen An-
reiz für engagierte und erfolgreiche Arbeit der Vorstandsmitglieder sowie für eine wertschaf-
fende und langfristige Entwicklung des Unternehmens leisten. Die damit verbundenen stra-
tegischen und operativen Leistungsindikatoren sollen als Zielgrößen in der variablen Vergü-
tung der Vorstandsmitglieder verankert werden.  

Gleichzeitig sollen insbesondere Fehlanreize vermieden werden. Aus diesem Grund sieht das 
Vergütungssystem derzeit eine schwerpunktmäßige feste Vergütung der Vorstandsmitglie-
der vor. Die gewählte schwerpunktmäßige Festvergütung fördert die Ausrichtung auf eine 
langfristige und nachhaltige Entwicklung der DFV Deutsche Familienversicherung AG daher 
nicht nur durch variable Vergütungsbestandteile, die von der Erreichung konkreter strategi-
scher, operativer oder auf Nachhaltigkeit ausgerichteter Ziele abhängig sind. Die Festlegung 
eines stärker auf die variable Vergütung ausgerichteten Systems birgt nach Ansicht des Auf-
sichtsrats die Gefahr, dass Anreize für Verhaltensweisen gesetzt werden, die einer nachhal-
tigen und langfristigen Entwicklung der Gesellschaft entgegenwirken könnten. Durch die 
schwerpunktmäßige Festvergütung werden derartige Fehlanreize weitestgehend ausge-
schlossen, ohne die Anreizwirkung variabler Vergütungsbestandteile unberücksichtigt zu las-
sen. 

B. Darstellung des Verfahrens zur Festsetzung, Umsetzung und Überprüfung des Vergütungs-
systems 

Das Vergütungssystem wird gemäß § 87a Abs. 1 AktG durch den Aufsichtsrat festgesetzt. 
Hierzu entwickelt der Aufsichtsrat gemeinsam die Struktur und diskutiert die einzelnen As-
pekte des Vergütungssystems, um es letztlich zu beschließen. Der Aufsichtsrat kann dabei 
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auf externe Vergütungsexperten zurückgreifen, auf deren Unabhängigkeit zu achten ist. Fer-
ner können auch externe Rechtsberater hinzugezogen werden.  

Die Hauptversammlung beschließt über das Vergütungssystem bei jeder wesentlichen Ände-
rung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre. Hat die Hauptversammlung 
das Vergütungssystem nicht gebilligt, so ist spätestens in der darauffolgenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zum Beschluss vorzulegen. 

Im Rahmen der Entwicklung des vorliegenden Vergütungssystems hat der Aufsichtsrat die 
bisherige Struktur der Vergütung der Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversi-
cherung AG einer Angemessenheitsprüfung unterzogen. Darüber hinaus überprüft der Auf-
sichtsrat auch künftig einmal jährlich die Angemessenheit der Vorstandsvergütung und zieht 
dabei folgende Kriterien heran: die zukünftige Geschäftsstrategie, die wirtschaftliche Lage, 
den Erfolg des Unternehmens, sowie die Aufgaben der einzelnen Mitglieder des Vorstands 
und deren persönliche Leistung in der Vergangenheit. Auch das Branchenumfeld und die Ver-
gütungsstruktur, die ansonsten im Unternehmen gilt, spielen eine Rolle. 

Das vorliegende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder gilt für alle ab dem 19. Mai 
2021 neu abzuschließenden, zu ändernden oder zu verlängernden Dienstverträge mit Vor-
standsmitgliedern. Die laufenden Dienstverträge sämtlicher Vorstandsmitglieder sollen 
durch Abschluss entsprechender Nachtragsvereinbarungen nach dem Tag der Hauptver-
sammlung mit Wirkung zum 1. Januar 2021 an dieses Vergütungssystem angepasst werden.  

C. Vergütungsbestandteile 

Die Gesamtvergütung jedes Vorstandsmitglieds besteht aus den drei Komponenten:  

• einer erfolgsunabhängigen Festvergütung (hierzu unter C.1.); 

• dem sog. F-Bonus (hierzu unter C.2.); und  

• dem sog. V-Bonus (hierzu unter C.3.). 

1. Festvergütung 

a) Grundvergütung 

Die Vorstandsmitglieder erhalten eine jährliche erfolgsunabhängige Grundvergütung, die in 
zwölf gleichen Monatsraten ausgezahlt wird. 

b) Nebenleistungen 

Darüber hinaus werden den Vorstandsmitgliedern Sachbezüge und Nebenleistungen ge-
währt, wie beispielsweise Zuschüsse zu Versicherungen und der Abschluss einer D&O-Versi-
cherung. 

2. F-Bonus 

Den Vorstandsmitgliedern wird eine einjährig bemessene, erfolgsabhängige, kurzfristig ori-
entierte variable Vergütung gewährt (sog. „F-Bonus“), die auf dem Erreichen bestimmter fi-
nanzieller- und unternehmerischer Ziele basiert. Der F-Bonus beträgt pro Vorstandsmitglied 
maximal EUR 50.000. 
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Die für ein Geschäftsjahr relevanten Zielstellungen legt der Aufsichtsrat auf Basis der Unter-
nehmensplanung vor Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres fest. Grundsätzlich bestimmt 
sich die Auszahlung und die Höhe des F-Bonus nach dem Erreichen von drei im Voraus fest-
gelegten Primärzielen. Zudem werden je zwei Sekundärziele vereinbart, deren Erreichen das 
Nicht-Erreichen eines Primärziels zum Zwecke der Feststellung, ob und in welcher Höhe der 
F-Bonus ausgezahlt wird, kompensieren kann.  

Bei den festzulegenden Zielstellungen handelt es sich um operative und strategische Ziele 
der Gesellschaft oder ihres Konzerns. Für das Geschäftsjahr 2021 wurden beispielsweise die 
folgenden Zielstellungen als Primärziele vereinbart: Vertriebsleistung im Neugeschäft, die Er-
tragskraft der Gesellschaft in Form eines Verlusts bzw. Gewinns nach IFRS und ein Zielkurs 
der Aktien der Gesellschaft zum Ende des Geschäftsjahres. Als Sekundärziel wurde für das 
Geschäftsjahr 2021 beispielsweise der erfolgreiche Markteintritt in Österreich und die erfolg-
reiche Einführung eines neuen Kombi-Versicherungsproduktes vereinbart. 

Der Aufsichtsrat legt die Zielstellungen für den F-Bonus anhand der konkreten Verhältnisse 
im bevorstehenden Geschäftsjahr fest. Dem Aufsichtsrat steht es offen, andere als die vor-
genannten Zielstellungen zu definieren und in den konkreten Kriterienkatalog für ein kom-
mendes Geschäftsjahr aufzunehmen. Da sich die Verhältnisse der Gesellschaft von Ge-
schäftsjahr zu Geschäftsjahr ändern, können auch die jeweils zu vereinbarenden Zielstellun-
gen unterschiedlich sein.  

Der Aufsichtsrat orientiert sich bei der Auswahl der Zielstellungen stets daran, die Strategie 
der Gesellschaft und ihre langfristige Entwicklung zu fördern. Damit schafft der F-Bonus An-
reize, das operative Geschäft an der übergeordneten Unternehmensstrategie auszurichten, 
und leistet so einen Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und zur langfristigen Un-
ternehmensentwicklung.  

Der Aufsichtsrat stellt in der Aufsichtsratssitzung, in der über die Billigung des Jahres- und 
des Konzernabschlusses für das vergangene Geschäftsjahr Beschluss gefasst wird, für den 
Vorstand die tatsächliche Zielerreichung für den F-Bonus fest. Voraussetzung für die Auszah-
lung des F-Bonus ist grundsätzlich die Erreichung sämtlicher für das Geschäftsjahr festgeleg-
ter Primärziele, d. h. jeweils die Erreichung von 100 % der Zielstellung jedes Primärziels, 
durch den Vorstand. Wird maximal ein Primärziel in vertretbarem Umfang unterschritten, d. 
h. nicht zu 100 % erreicht, kann der Aufsichtsrat durch eine sog. Toleranzerklärung dennoch 
den F-Bonus für das Geschäftsjahr gewähren, falls beide für das Geschäftsjahr festgelegten 
Sekundärziele erreicht wurden. Ob die vereinbarten Ziele erreicht wurden, wird anhand der 
Rechnungslegung der Gesellschaft (bei Zielen in Form finanzieller Kennzahlen) oder anhand 
hierzu von der Gesellschaft bereitzustellender Informationen (bei nicht-finanziellen Zielen 
tatsächlicher oder sonstiger Art) ermittelt.  

Die Auszahlung des F-Bonus erfolgt in bar unmittelbar mit Feststellung des Jahresabschlus-
ses.  

3. V-Bonus 

Die Vorstandsmitglieder der DFV Deutsche Familienversicherung AG sind dazu angehalten, 
sich langfristig für das Unternehmen zu engagieren, nachhaltiges Wachstum zu fördern und 
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eine dauerhafte Wertschaffung zu erzielen. Aus diesem Grund wird den Vorstandsmitglie-
dern eine weitere variable Vergütung gewährt (sog. „V-Bonus“), die auf dem nachhaltigen 
Bestehen der im Rahmen des jeweiligen F-Bonus für ein Geschäftsjahr (Bewertungsjahr) ge-
währten Zielstellungen in den auf das Bewertungsjahr folgenden zwei Geschäftsjahren ba-
siert. Der V-Bonus beträgt pro Vorstandsmitglied maximal EUR 75.000. 

Voraussetzung für die Berechtigung zu einem V-Bonus ist zunächst das Erreichen eines F-
Bonus für das Bewertungsjahr. Der V-Bonus setzt sodann voraus, dass die Nachhaltigkeit des 
Erreichens der für den konkreten F-Bonus relevanten Zielstellungen in den beiden auf das 
Bewertungsjahr folgenden Geschäftsjahren festgestellt werden kann. Ob eine Zielstellung 
nachhaltig erreicht wurde, beurteilt der Aufsichtsrat nach seinem pflichtgemäßen Ermessen 
anhand des Erreichens der für das Bewertungsjahr festgesetzten Zielstellungen in den beiden 
darauffolgenden Geschäftsjahren. Dabei kommen dieselben Methoden zur Anwendung wie 
bei der Feststellung der Erreichung des F-Bonus. Die maßgeblichen Zielstellungen sollen 
grundsätzlich nicht nachträglich geändert werden. Allerdings hat der Aufsichtsrat das Recht, 
eine frühere Zielstellung zu „kassieren“, wenn diese aufrecht zu erhalten nicht mehr im Ge-
sellschaftsinteresse liegt. 

Für die Berechnung der Höhe des V-Bonus werden etwaige Zielüberschreitungen bzw. Ziel-
unterschreitungen aus den drei für den entsprechenden F-Bonus maßgeblichen Primärziel-
stellungen zusammengerechnet. Bei einer durchschnittlichen Zielerreichung sämtlicher Pri-
märzielstellungen zu 100 %, beträgt der V-Bonus 100 %. Ergibt sich bei der Zusammenrech-
nung sämtlicher Zielüber- bzw. -unterschreitungen eine positive Zielerreichung in Bezug auf 
sämtliche Primärzielstellungen (Gesamt-Zielüberschreitung) von mindestens 5 %, erhöht sich 
der V-Bonus um vorab definierte Sonderstufen: 

Gesamt-Zielüberschreitung Erhöhung des V-Bonus 

5 % (Sonderstufe 1): 5 % 

10 % (Sonderstufe 2): 20 % 

15 % (Sonderstufe 3): 50 % 

20 % (Sonderstufe 4): 100 % 

30 % (Sonderstufe 5): 150 % 

Der V- Bonus wird in Form einer Barzahlung in zwei Tranchen gewährt. Er ist im zweiten und 
im dritten auf das Bewertungsjahr folgenden Geschäftsjahr jeweils zum gleichen Zeitpunkt 
wie ein F-Bonus zur Auszahlung fällig. Die Sonderstufe des V-Bonus wird im zweiten Folgejahr 
ausbezahlt. Der Zahlungen auf den V-Bonus sind, binnen drei Monaten nach Auszahlung in 
Höhe von 50 % zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft zu verwenden. 
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D. Bestimmung der Struktur und Höhe der Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder 

Der Aufsichtsrat legt jeweils bei Abschluss des Vorstandsdienstvertrags in Übereinstimmung 
mit dem Vergütungssystem die Höhe der Gesamtvergütung für jedes Vorstandsmitglied fest. 
Diese ist für jedes Vorstandsmitglied jeweils die Summe aus fester und variabler Vergütung.  

Bei der Festlegung achtet der Aufsichtsrat darauf, dass die Gesamtvergütung in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds steht. Der Auf-
sichtsrat kann bei der Bestimmung der Höhe der Gesamtvergütung die Qualifikation und Er-
fahrung sowie die Funktion und den Verantwortungsbereich der einzelnen Vorstandsmitglie-
der berücksichtigen. Außerdem berücksichtigt er die wirtschaftliche Lage, die künftige Ge-
schäftsstrategie sowie den Erfolg des Unternehmens. Der Aufsichtsrat trägt dafür Sorge, dass 
die Vergütung marktüblich ist.  

In die Beurteilung der Üblichkeit der Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder fließt kein 
vertikaler Vergütungsvergleich ein, bei dem die Vergütungs- und Beschäftigungsbedingungen 
der Arbeitnehmer der Gesellschaft berücksichtigt werden. 

Das Vergütungssystem erlaubt es dem Aufsichtsrat, bei der Höhe der Gesamtvergütung die 
Funktion und den Verantwortungsbereich der einzelnen Vorstandsmitglieder zu berücksich-
tigen. Das System sieht vor, dass der Aufsichtsrat funktionsspezifische Differenzierungen – 
zum Beispiel für den Vorstandsvorsitzenden oder für die für einzelne Ressorts zuständigen 
Vorstandsmitglieder – nach pflichtgemäßem Ermessen und unter Berücksichtigung von Kri-
terien festlegen kann, wie beispielsweise Marktgegebenheiten oder Erfahrung des Vor-
standsmitglieds. 

E. Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder 

Der Aufsichtsrat hat gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG eine Maximalvergütung für die 
Vorstandsmitglieder festgelegt. Die Maximalvergütung ist die betragsmäßige Höchstgrenze 
und somit der tatsächliche maximale Zufluss für das betreffende Geschäftsjahr. Die Maximal-
vergütung erfasst damit den maximalen Aufwand der DFV Deutsche Familienversicherung 
AG für ein Vorstandsmitglied.  

Die Maximalvergütung für ein Vorstandsmitglied beträgt EUR 700.000,00.  

F. Relativer Anteil der Vergütungskomponenten an der Maximal-Gesamtvergütung 

Die relativen Anteile der jeweiligen Vergütungsbestandteile an der Maximal-Gesamtvergü-
tung (in %) soll (unter der Annahme einer 100 %-Zielerreichung für den F- und V-Bonus) für 
alle Vorstandsmitglieder in etwa (+/- 5 %) betragen: 

• Festvergütung:  ca. 70 - 85 % 

• F-Bonus:   ca. 5 - 15 % 

• V-Bonus:   ca. 10 - 20 % 

Der Anteil der Festvergütung (Grundvergütung, Nebenleistungen und ggf. Versorgungszusa-
gen) liegt bei rund 70 - 85 % der Maximal-Gesamtvergütung. Der Anteil des F-Bonus an der 
Maximal-Gesamtvergütung beträgt (bei 100 % Zielerreichung) rund 5 - 15 %, während der 
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Anteil des V-Bonus (bei 100 %-Zielerreichung) rund 10 -20 % an der Maximal-Gesamtvergü-
tung ausmacht. 

Diese Relationen können durch funktionale Differenzierung und/oder im Rahmen der jährli-
chen Überprüfung der Vergütung und Anpassung an die Marktüblichkeit variieren. 

G. Angaben zu vergütungsbezogenen Rechtsgeschäften 

a) Laufzeiten und Beendigung der Dienstverträge 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird durch die jeweiligen Dienstverträge der Vor-
standsmitglieder bestimmt. Die Laufzeit der Vorstandsdienstverträge ist an die Dauer der Be-
stellung gekoppelt.  

Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder werden für die Dauer der Bestellung abgeschlos-
sen.  

Im Einklang mit den aktienrechtlichen Vorgaben sehen die Vorstandsdienstverträge keine or-
dentliche Kündigungsmöglichkeit vor; das beiderseitige Recht zur fristlosen Kündigung des 
Vorstandsdienstvertrags aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Im Fall einer vorzeitigen Be-
endigung der Bestellung endet der Vorstandsdienstvertrag ebenfalls vorzeitig.  

Die Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern haben derzeit die folgenden Laufzeiten: Dr. 
Stefan Knoll (bis zum 31. März 2023), Dr. Karsten Paetzmann (bis zum 31.Januar 2026), Ste-
phan Schinnenburg (bis zum 31. März 2025) und Marcus Wollny (bis zum 31. Juli 2025). 

b) Leistungen im Falle der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags 

Im Falle einer unterjährigen Beendigung des Dienstvertrags wird die Festvergütung nur zeit-
anteilig gewährt; ausnahmsweise können hiervon abweichende Regelungen getroffen wer-
den. Eine solche abweichende Regelung besteht derzeit für den Vorstandsvorsitzenden, 
Herrn Dr. Stefan Knoll. Zusagen für Leistungen aus Anlass der vorzeitigen Beendigung des 
Dienstvertrags durch das Vorstandsmitglied infolge eines Kontrollwechsels (Change of Con-
trol) sind nicht vereinbart. 

 

In den Dienstverträgen werden keine nachvertraglichen Wettbewerbsverbote vereinbart. 
Daher wird die Zahlung einer Karenzentschädigung im Vergütungssystem nicht vorgesehen. 

H. Vorübergehende Abweichungen vom Vergütungssystem 

Der Aufsichtsrat kann gemäß § 87a Abs. 2 Satz 2 AktG vorübergehend von dem Vergütungs-
system abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft 
notwendig ist. Hierzu gehören beispielsweise die Angleichung des Vergütungssystems bei ei-
ner signifikant veränderten Unternehmensstrategie zur Gewährung der adäquaten Anreiz-
setzung oder im Falle weitreichender Änderungen der Wirtschaftssituation (zum Beispiel 
durch Pandemien oder schwere Wirtschaftskrisen), die die ursprünglichen Leistungskriterien 
und/oder Kennzahlen des Vergütungssystems hinfällig werden lassen, sofern die konkreten 
Auswirkungen nicht vorhersehbar waren. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen 
ausdrücklich keinen Ausnahmefall dar, der zum Abweichen vom Vergütungssystem berech-
tigt.  
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Verfahrensmäßig setzt ein solches Abweichen einen ausdrücklichen Beschluss des Aufsichts-
rats voraus, in dem konkret die Dauer der Abweichung sowie die Abweichung als solche, aber 
auch der Grund hierfür (also warum das langfristige Wohlergehen der Gesellschaft die Ab-
weichung erfordert) in angemessener Form beschrieben sind. Die Bestandteile des Vergü-
tungssystems, von denen in Ausnahmefällen abgewichen werden kann, sind das Verfahren, 
die Regelungen zur Vergütungsstruktur und -höhe sowie die einzelnen Vergütungsbestand-
teile und insbesondere die Zielstellungen und -größen. Sachlich kann der Aufsichtsrat sowohl 
von dem jeweiligen relativen Anteil der einzelnen Vergütungsbestandteile sowie ihren jewei-
ligen Voraussetzungen abweichen, auch die Festvergütung kann er im Einzelfall vorüberge-
hend anders festsetzen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesell-
schaft liegt, nicht jedoch die von der Hauptversammlung festgelegte Maximalvergütung 
überschreiten.  

 

*** 
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